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Friedrich Merz MdB, Vorsitzender 

Bericht des Vorsitzenden 
zur Sitzung der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 
am 19. März 2024 
20. WP/ 50 

I. Kernbotschaften der Woche 

Unser Gesetzentwurf zur rechtssicheren Einführung einer Bezahlkarte 
im Asylbewerberleistungsgesetz („Bezahlkartengesetz“). 

Erst auf großen Druck von CDU und CSU erklärte sich der Bundeskanzler in 
der Ministerpräsidentenkonferenz am 6. November 2023 dazu bereit, die 
Rechtsgrundlage für die bundesweite Einführung von Bezahlkarten für 
Asylbewerber zu schaffen. Mit den Regierungschefinnen und 
Regierungschefs der Länder bestand Einigkeit in der Zielsetzung, 
Barauszahlungen an Leistungsberechtigte nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) weiter einzuschränken. So sollen 
Anreize zur irregulären Migration nach Deutschland reduziert und auch der 
Verwaltungsaufwand bei den Kommunen minimiert werden. Hierzu sollen 
bundesweit Leistungen durch die Ausgabe von Bezahlkarten gewährt 
werden können. Notwendigen gesetzlichen Anpassungsbedarf im AsylbLG 
wollte die Bundesregierung zeitnah auf den Weg bringen. Bisher liegt kein 
geeinter Gesetzentwurf der Regierungskoalition vor, da die 
Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen der eigenen 
Bundesregierung die Zustimmung verweigert. Diese neueste Episode im 
endlosen Streit der Bundesregierung sagt viel aus über die mangelnde 
Autorität des Bundeskanzlers in seiner eigenen Koalition. 

Die Tatenlosigkeit der Regierung im Bereich der Migrationspolitik ist nicht 
länger hinzunehmen. Dem Wunsch der Bundesländer folgend, legen wir 
nun einen eigenen Gesetzentwurf für eine rechtssichere Grundlage für die 
Einführung von Bezahlkarten vor. Angesichts des aktuellen Zustroms von 
Asylbewerbern, der die Kommunen überfordert und Deutschland an seine 
Belastungsgrenze bringt, ist es richtig, Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz möglichst in Form von Sachleistungen oder 
mittels Bezahlkarte zu erbringen.  
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Aktuelle Stunde: Antisemitismus in allen Erscheinungsformen aktiv 
bekämpfen – Keine falsche Nachsicht in Kultur, Bildung und 
Wissenschaft. 

Seit dem Terrorangriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 ist 
Antisemitismus an deutschen Bildungs- und Wissenschaftseinrichtungen 
sowie im Kunst- und Kulturbetrieb in erschreckender und alarmierender 
Weise zutage getreten. Jüdische Schüler, Lehrkräfte, Studenten und 
Wissenschaftler erfahren noch häufiger als zuvor Anfeindungen und 
Angriffe. Antisemitische Vorfälle im Kulturbetrieb – etwa bei der 
documenta in Kassel oder jüngst bei der Preisverleihung der Berlinale in 
Berlin – bleiben in der eigenen „Szene“ zu oft unwidersprochen.  

Antisemitismus ist in Deutschland generell – zu jeder Zeit und an jedem Ort 
– inakzeptabel. Dies gilt damit selbstverständlich auch in 
Bildungseinrichtungen, an Hochschulen sowie im Kunst- und 
Kulturbereich. Es braucht eine breite gesellschaftliche und 
parteiübergreifende Reaktion auf die neuerlichen, unerträglichen Vorfälle 
von Antisemitismus. Mit einer „Aktuellen Stunde“ auf Antrag unserer 
Fraktion fordern wir die Bundesregierung zum Handeln auf. 
Hochschulgesetze müssen angepasst werden, damit die Möglichkeit der 
Exmatrikulation insbesondere bei antisemitischen Gewalttaten besteht. 
Das staatlich vergebene Label der „Exzellenz“ in Wissenschaft und 
Forschung dürfen aus unserer Sicht künftig nur solche Einrichtungen 
erhalten, die konsequent gegen Antisemitismus vorgehen. Wir erwarten, 
dass künftig keine Bundesmittel an Kulturprojekte oder Einrichtungen 
fließen, die Antisemitismus eine Bühne bieten. Wenn Förderungen bereits 
erfolgt sind, müssen diese zurückgefordert werden. Wir brauchen eine 
einheitliche, verbindliche Verpflichtungserklärung gegen Antisemitismus 
für alle bundesgeförderten Kultureinrichtungen. Antisemitismus darf in 
Deutschland im Allgemeinen und in Bildungseinrichtungen, in Kunst und 
Kultur im Besonderen keinen Platz haben.  

Unser Antrag: Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen unverzüglich 
nachbessern. 

Mit dem im Jahr 2017 verabschiedeten Gesetz zur Bekämpfung von 
Kinderehen wurden sogenannte „Frühehen“, die im Ausland geschlossen 
wurden und bei denen mindestens eine Person unter 16 Jahre alt war, in 
Deutschland für unwirksam erklärt. Das Bundesverfassungsgericht 
bestätigte grundsätzlich das Verbot solcher Ehen. Es betonte jedoch die 
Notwendigkeit, die Folgen unwirksamer Ehen zu regeln. Dies betrifft 
insbesondere Unterhaltsansprüche für die betroffenen Minderjährigen und 
die Möglichkeit, eine unwirksame Ehe mit Eintritt der Volljährigkeit – unter 
bestimmten Schutzmaßnahmen – zu bestätigen. Wenn der Gesetzgeber bis 
zum 30. Juni 2024 keine Neuregelung trifft, tritt die Regelung insgesamt 
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außer Kraft – mit dem Ergebnis, dass im Ausland geschlossene Ehen mit 
unter 16-Jährigen wirksam werden. Es besteht deshalb dringender 
Handlungsbedarf auf Seiten der Bundesregierung, um das Verbot von 
Kinderehen aufrechtzuerhalten und den Schutz der betroffenen Kinder zu 
gewährleisten.  

Mit unserem Antrag fordern wir klare und effektive Regelungen, um das 
Wohlergehen der betroffenen Kinder zu schützen und gravierende 
Nachteile beim Schutz von Minderjährigen zu verhindern. Kinderehen 
müssen in Deutschland auch weiterhin verboten bleiben. Die 
Bundesregierung muss jetzt tätig werden und schnellstmöglich einen 
Gesetzentwurf vorlegen, um die Rechte und das Wohlergehen der 
betroffenen Minderjährigen zu schützen. Eine Nachbesserung des Gesetzes 
zur Bekämpfung von Kinderehen ist unabdingbar, um schwerwiegende 
Folgen für das Kindeswohl und die Rechtslage in Deutschland zu 
vermeiden. Die Bundesregierung muss ihre Verantwortung für den Schutz 
von Kindern und Jugendlichen ernst nehmen. 

II. Die Woche im Parlament 

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Deutschland aus der Baukrise führen – Jetzt wirksame Maßnahmen für 

bezahlbares Bauen und Wohnen ergreifen. Deutschland ist in einer 

echten Wohnungsbaukrise. Die Lage ist dramatisch: Die 

Baugenehmigungszahlen brechen flächendeckend ein, die Auftragsbücher 

der Unternehmen laufen leer und Projekte werden reihenweise storniert. 

Einige Unternehmen mussten bereits Insolvenz anmelden, viele andere 

sind in eine bedenkliche finanzielle Schieflage geraten. Es gibt bereits 

Kurzarbeit und erste Entlassungen. Wir brauchen jetzt einen Impuls für 

mehr und bezahlbaren Wohnungsbau. Die Ampel-Regierung hat bisher alle 

Hilferufe aus der Bauwirtschaft ungehört verhallen lassen. Leidtragende 

sind die vielen hunderttausend Menschen, die auf der Suche nach einer 

bezahlbaren Wohnung sind. Mit unserem Antrag – den wir in dieser Woche 

abschließend beraten – stellen wir deshalb fest: Die Bauwirtschaft ist ein 

tragender Pfeiler unserer Konjunktur. Angesichts der dramatischen Lage auf 

dem Wohnungsmarkt muss gegengesteuert werden. Dafür ist ein Dreiklang 

aus steuerlichen Maßnahmen, gezielter Förderung und der Senkung von 

Bau- und Baunebenkosten nötig. Der Staat muss vom Kostentreiber des 

Wohnungsbaus zum Impulsgeber werden. So erhalten wir Baukapazitäten 

und schaffen Raum für bezahlbares Bauen und Wohnen. Der Bundeskanzler 

steht hier persönlich in der Verantwortung, denn er hatte sich im 
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Bundestagswahlkampf die Schaffung bezahlbaren Wohnraums auf die 

Fahnen geschrieben. 

Mit unserem Antrag Agrardiesel-Steuerentlastung für unsere 

Landwirtschaft unverzichtbar – den wir in dieser Woche erstmalig 

beraten – setzen wir uns entschieden für die Fortführung der steuerlichen 

Entlastung beim Agrardiesel ein. Wir beobachten mit Sorge, dass die Land-, 

Forst- und Ernährungswirtschaft in Deutschland – wie auch andere 

Wirtschaftszweige – sich in einer Krise befindet. Die geplante Abschaffung 

der Steuerentlastung beim Agrardiesel durch die Bundesregierung ist – 

ungeachtet der zwischenzeitlich erfolgten Abschwächung der 

Sonderbelastungen – ein erheblicher Nachteil für unsere Landwirtinnen 

und Landwirte und eine Schwächung der landwirtschaftlichen 

Wettbewerbsfähigkeit. Mit unserem Antrag fordern wir die 

Bundesregierung auf, die Agrardiesel-Steuerentlastung dauerhaft 

fortzuführen. Diese Maßnahme ist unverzichtbar, um die heimische Land- 

und Forstwirtschaft in diesen herausfordernden Zeiten zu unterstützen und 

ihren Beitrag zur Sicherung der Ernährung und zum Erhalt der 

Kulturlandschaft in Deutschland abzusichern.  

Rückzug der Bundesregierung aus der internationalen 

Zusammenarbeit in Wissenschaft und Forschung stoppen – Deutsche 

Vermittlerorganisationen stärken. Die Regierungskoalition hat im 

Koalitionsvertrag ein Versprechen abgegeben: „Wir werden die 

institutionelle Förderung von Deutschem Akademischen Austauschdienst 

(DAAD) und Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH) analog zum Pakt für 

Forschung und Innovation erhöhen.“ (S. 19). In unserem Antrag – den wir 

in dieser Woche abschließend beraten – stellen wir fest: Das Gegenteil ist 

der Fall. Die Regierungskoalition kürzt bei den beiden weltweit 

anerkannten deutschen Vermittlerorganisationen. Die AvH hat bereits 

öffentlich angekündigt, Konsequenzen für ihr Fördergeschäft ziehen zu 

müssen. So müsse u.a. das prestigeträchtige Bundeskanzler-Stipendium für 

Nachwuchsführungskräfte eingestellt werden. Diese Prioritätensetzung der 

aktuellen Bundesregierung ist aus unserer Sicht falsch. Sie schwächt 

Deutschland dabei, internationale Partnerschaften zur Lösung von großen 

globalen Herausforderungen – wie z.B. dem Klimawandel – zu vertiefen. Es 

gilt, die internationale Zusammenarbeit in Wissenschaft und Forschung 

strategisch auszubauen und die herausragend wichtige Arbeit der AvH und 

des DAAD entsprechend zu stärken. Parallel dazu debattieren wir den Antrag 

der Ampelfraktionen Eine interessens- und wertegeleitete 

Internationalisierung von Wissenschaft und Hochschulbildung. 
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Schiene in die Zukunft führen – Deutsche Bahn AG neu aufstellen. Die 

Deutsche Bahn befindet sich in der Krise. Unpünktlichkeit, kaputte Züge 

und Unzuverlässigkeit sind bei Zugreisen trauriger Alltag. Der Betrieb auf 

der Schiene ist notorisch überlastet, obwohl die angestrebte Verlagerung 

von anderen Verkehrsträgern auf die Schiene nicht erreicht wurde. Die 

Deutschen Bahn hat die notwendigen Investitionen in den Aus-, Um- und 

Neubau der Schiene nicht getätigt. Dabei hat sie vom Eigentümer Bund 

dafür viele Milliarden Euro erhalten, unter anderem über die Leistungs- und 

Finanzierungsvereinbarungen I bis III und das „1000 Bahnhöfe-Programm“. 

Die Ampel plant aktuell nur geringfügige Änderungen bei der Bahn. Von 

einer echten Reform sind die Vorschläge weit entfernt. Mit unserem Antrag 

– den wir in dieser Woche abschließend beraten – stellen wir fest: Bei der 

Deutschen Bahn kann es nicht so weitergehen wie bisher. Das Unternehmen 

muss grundlegend neu aufgestellt werden. Es braucht einen echten 

Quantensprung im Personen- und Güterverkehr. In unserem Leitantrag 

schlagen wir deshalb vor, die Infrastruktur vollständig vom 

Transportbereich zu trennen. Die Struktur von über 700 

Tochterunternehmen muss entflochten werden. Die Vorgaben des Bundes 

müssen künftig verbindlich umgesetzt werden. Der Verkehrsminister sollte 

hierfür mehr Einflussmöglichkeiten erhalten, dafür dann aber auch die 

Gesamtverantwortung für die Umsetzung der Bahnpolitik tragen. 

Mit unserem Antrag Bündnis- und Verteidigungsfähigkeit nachhaltig 

sichern – Strategie zur Stärkung der deutschen Sicherheits- und 

Verteidigungsindustrie umgehend anpassen, den wir in dieser Woche 

erstmalig beraten, fordern wir die Überarbeitung des Strategiepapiers der 

Bundesregierung zur Stärkung der Verteidigungsindustrie. Angesichts 

neuer Bedrohungen muss die Bundesregierung die Sicherheits- und 

Verteidigungsindustrie als national unverzichtbare Schlüsselbranche 

anerkennen. Sie muss deren nachhaltige Förderung, Erhalt und Ausbau 

sicherstellen. Mit unserem Antrag betonen wir die Notwendigkeit eines 

nationalen Kompetenz- und Kapazitätsaufbaus, einer transparenten 

Ausfuhrkontrolle, sowie der Anpassung des Beschaffungsprozesses der 

Bundeswehr mit dem Ziel der frühzeitigen Einbeziehung der Industrie. 

Zudem kritisieren wir die Untätigkeit der Bundesregierung trotz der 

proklamierten Zeitenwende. Wir fordern ein klares Bekenntnis zur 

Nachhaltigkeit und eine verlässliche Exportpolitik, um deutsche 

Rüstungsunternehmen international wettbewerbsfähig zu halten. Dieser 

Ansatz ist essenziell für die Freiheit und den Wohlstand Deutschlands und 

bildet die Grundlage für eine gesamtstaatliche Resilienz. 

Die Zeitenwende auch auf See umsetzen – Befugnisse der 

Bundespolizei erweitern und der Bedrohungslage anpassen. Mit 
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unserem Antrag reagieren wir auf aktuelle Sicherheitsherausforderungen 

auf See – wie etwa der Sabotage von Unterwasserinfrastrukturen wie Kabel 

und Pipelines sowie auf die zunehmenden Bedeutung deutscher Seegebiete 

als Wirtschaftsraum. Wir stellen fest: Seegebiete und deren kritische 

Infrastrukturen, wie Offshore-Windkraftanlagen, Pipelines, Kabel und LNG-

Terminals müssen besser geschützt werden. Die Ressourcen der 

Bundespolizei und anderer Sicherheitsbehörden müssen deshalb effizient 

auf den besseren Schutz dieser kritischen Infrastrukturen ausgerichtet 

werden. Dazu sind auch die rechtlichen Rahmenbedingungen anzupassen. 

Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung auf, ein 

Seesicherheitsgesetz vorzulegen und die Befugnisse der Bundespolizei zu 

erweitern. Wir brauchen eine starke und koordinierte Antwort auf die 

Herausforderungen der Seesicherheit. 

Die Rolle von Religionen in der deutschen 

Entwicklungszusammenarbeit stärken. Religion hat für die 

überwältigende Anzahl der Menschen weltweit eine enorme Bedeutung. 

Wertebasierte Entwicklungspolitik muss diese Realität anerkennen. 

Religiöse und kulturelle Gegebenheiten in den Partnerländern müssen in 

der deutschen Entwicklungszusammenarbeit (EZ) berücksichtigt werden. 

In Entwicklungsländern ist ohne die Einbeziehung religiöser Autoritäten 

vielfach kein Wandel möglich. Zudem können kirchliche Hilfswerke oft 

noch dort tätig sein, wo staatlicher EZ der Zugang versperrt ist. Es ist daher 

nötig, weiter den religiösen Dialog auch in der EZ zu fördern. Deshalb hat 

die unionsgeführte Bundesregierung 2016 die „International Partnership on 

Religion and Sustainable Development“ (PaRD) initiiert. PaRD leistet einen 

wichtigen Beitrag für den weltweiten interreligiösen Dialog. Die 

Bundesregierung beabsichtigt allerdings, die hierfür zur Verfügung 

gestellten Mittel – eine über mehrere Jahre verteilte geringe 

Millionensumme – zu streichen. Mit unserem Antrag sprechen wir uns 

dafür aus, das deutsche Engagement beizubehalten und die entsprechenden 

Vorhaben weiter zu fördern. Wir setzen einen Kontrapunkt zur EZ der 

Bundesregierung, die dem Wertefaktor Religion kaum Bedeutung beimisst. 

Stattdessen rückt die Bundesregierung andere, eher ideologiegetriebene 

Themen in den Vordergrund. Wir setzen dem ein starkes Signal für eine 

wertebasierte Entwicklungszusammenarbeit entgegen. 

Einjahresbilanz des sogenannten Bildungsgipfels – Jetzt eine PISA-

Offensive für die frühkindliche Bildung starten. Am 14. März 2024 jährte 

sich der von Bundesbildungsministerin Bettina Stark-Watzinger 

einberufene sogenannte Bildungsgipfel. Zu diesem Anlass ziehen wir mit 

unserem Antrag – den wir in dieser Woche erstmalig beraten – Bilanz. Wir 

stellen fest, dass der Bildungsgipfel bis heute ohne Ergebnis blieb. Vielmehr 
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führen Haushaltskürzungen, auslaufende Bildungsprogramme und 

fehlende Bekenntnisse zu versprochenen Bildungsmaßnahmen zu einer 

dramatischen Planungsunsicherheit für Länder, Kommunen, 

Kindertageseinrichtungen und Schulen. Doch statt einer engeren 

Zusammenarbeit setzte Bundesbildungsministerin Stark-Watzinger in den 

vergangenen zwölf Monaten seit dem Bildungsgipfel noch stärker auf eine 

Konfrontation mit den Ländern. Viel zu oft wurden durch die Ministerin 

Entscheidungen vertagt und gemachte Zusagen wieder infrage gestellt. Die 

Länder fordern zu Recht, sich endlich wieder auf gemachte Zusagen und 

Zeitpläne der Bundesbildungsministerin verlassen zu müssen. Die 

Bundesregierung scheint die wirtschaftlichen Auswirkungen der 

bildungspolitischen Herausforderungen zu unterschätzen. 

Wirtschaftsverbände schlagen längst Alarm. Betriebe bemängeln das 

dramatisch sinkende Kompetenzniveau von Schulabgängern und fürchten 

um ihren Fachkräftenachwuchs. Eine zentrale bildungspolitische 

Herausforderung ist die Abhängigkeit des Bildungserfolgs von der 

Unterstützung im Elternhaus, welche durch eine Stärkung der 

frühkindlichen Bildung gesenkt werden muss.  

Mit unserem Antrag Kormoranmanagement – Schutz von Artenvielfalt 

und Fischereibeständen adressieren wir das Problem der sich stark 

vermehrenden Kormoranpopulationen und deren negativen Einflüsse auf 

die Fischbestände in Deutschland. Wir erkennen an, dass der Kormoran, 

früher nahezu ausgerottet, heute durch Schutzmaßnahmen nicht mehr als 

gefährdet gilt. Jedoch führt der erhöhte Fraßdruck dieser Vögel zu 

ernsthaften Bedrohungen für die Artenvielfalt der Fischbestände sowie die 

Binnen- und Seefischerei. Mit unserem Antrag fordern wir die 

Bundesregierung auf, ein bundesweites Kormoranmanagement zu 

etablieren und einen „Aktionsplan Kormoran“ zu entwickeln. Dieser Plan 

soll Länderverordnungen harmonisieren und Maßnahmen zur Vergrämung 

sowie zur Eindämmung der Vermehrung des Kormorans beinhalten. Wir 

betonen die Wichtigkeit von schonenden, populationsbegrenzenden 

Maßnahmen, wie das Einölen von Eiern, und fordern eine Anpassung im 

Bundesnaturschutzgesetz, um solche Maßnahmen zu erleichtern. 

Außerdem soll die Bundesregierung sich auf EU-Ebene für eine Einordnung 

des Kormorans als bejagbare Art einsetzen, um den Schutz heimischer 

Fischarten zu gewährleisten. 

In abschließender Beratung befassen wir in dieser Woche zudem mit 

unserem Antrag Bestandsregulierung der Saatkrähe ermöglichen – 

Belastung für Anwohner verringern – Landwirtschaftliche Aussaat 

sichern. Mit unserem Antrag fordern wir effektive Lösungen für die 

Probleme, die durch die stark wachsende Population der Saatkrähe in 
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Deutschland verursacht werden. Wir fordern eine Herabstufung des 

Schutzstatus der Saatkrähe, um eine kontrollierte Bestandsregulierung zu 

ermöglichen und die Bejagung der Art zu erlauben. Dies soll analog zu 

Regelungen erfolgen, wie es sie bereits in Ländern wie Schweden, 

Frankreich und der Slowakei gibt. Zudem soll die Bundesregierungen einen 

Gesetzesentwurf vorlegen, der Maßnahmen zur Verlagerung von 

Brutkolonien aus Wohngebieten und die Erleichterung der Entnahme 

umfasst. Die rapide Zunahme der Saatkrähen führt zu signifikanten 

Schäden in der Landwirtschaft und beeinträchtigt die Gesundheit sowie die 

Lebensqualität in städtischen Gebieten durch Verkotung öffentlicher Plätze. 

Wir wollen den Konflikt zwischen dem Schutz der Saatkrähen und den 

Interessen der Landwirtschaft und der Bevölkerung lösen. 

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

In abschließender zweiter und dritter Lesung beraten wir den Entwurf der 

Bundesregierung für ein Digitale-Dienste-Gesetz. Die Ampelkoalition will 

mit diesem Gesetz den nationalen Rechtsrahmen an die EU-Verordnung 

über einen Binnenmarkt für digitale Dienste anpassen. Ziel der Regulierung 

ist die Schaffung eines sicheren, vertrauenswürdigen Online-Umfeldes in 

der EU. Der Gesetzentwurf sieht auch die Einsetzung eines Koordinators für 

digitale Dienste vor. Darüber hinaus werden die Diensteanbieter 

verpflichtet, Melde- und Abhilfeverfahren zur Bekämpfung illegaler Inhalte 

einzurichten. Zudem werden strengere Transparenzvorschriften im Bereich 

der Online-Werbung vorgeschrieben. Die Bundesregierung hat den Entwurf 

aufgrund langer interner Streitigkeiten bedauerlicherweise erst sehr spät 

auf den Weg gebracht. Eine zeitgerechte und rechtssichere Umsetzung des 

Gesetzes ist damit nicht gewährleistet. Darüber hinaus kritisieren wir 

fehlende Klarheit in den Anforderungen und Begriffsdefinitionen des 

Gesetzentwurfs, was die rechtssichere Umsetzung für Unternehmen 

erschwert und potenziell zu unklaren Zuständigkeiten führt. 

In erster Lesung beraten wir in dieser Woche den Antrag der 

Bundesregierung für ein Mandat zur Fortsetzung der Beteiligung 

bewaffneter deutscher Streitkräfte an der durch die Europäische Union 

geführten Operation EUNAVFOR MED IRINI. Die Operation ist Teil des 

breiten politischen Ansatzes der EU zur Stabilisierung Libyens. Sie trägt im 

zentralen Mittelmeer zur Überwachung und Umsetzung des 

Waffenembargos der VN gegenüber Libyen bei. Daneben hat sie zum Ziel, 

Schleuser- und Menschenhändlernetzwerke zu bekämpfen und aufzulösen. 

Außerdem wird die libysche Küstenwache und Marine im Kapazitätsaufbau 

und bei der Ausbildung unterstützt. Die Mandatsobergrenze bleibt 

unverändert und sieht den Einsatz von bis zu 300 Soldatinnen und Soldaten 
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vor. Die Laufzeit des Mandats beträgt ebenfalls erneut ein Jahr bis zum 30. 

April 2025. 

Außerdem befassen wir uns in abschließender Lesung mit der Fortsetzung 

der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der Mission der 

Vereinten Nationen in der Republik Südsudan (UNMISS). Die 

Bundesregierung bittet den Deutschen Bundestag um Zustimmung, dass 

Deutschland sich weiterhin an der Mission der Vereinten Nationen in der 

Republik Südsudan (UNMISS, United Nations Mission in the Republic of 

South Sudan) beteiligt. Das gegenwärtige Bundestagsmandat endet am 31. 

März 2024. Es soll bis zum 31. März 2025 verlängert werden. Die 

Mandatsobergrenze soll unverändert bei 50 belassen werden. Dieses 

Mandat umfasst die Bereiche Schutz von Zivilpersonen, Schaffung 

förderlicher Bedingungen für die Bereitstellung humanitärer Hilfe, 

Beobachtungs- und Untersuchungstätigkeit auf dem Gebiet der 

Menschenrechte und die Unterstützung der Durchführung des 

Friedensabkommens und des Friedensprozesses. Die erfolgreiche 

Umsetzung dieses (Schutz-)Mandats durch UNMISS bleibt für die 

Stabilisierung Südsudans und seine leidgeprüfte Zivilbevölkerung 

unverzichtbar. Der deutsche militärische Beitrag für UNMISS soll weiterhin 

darin bestehen, sich mit Einzelpersonal in den Führungsstäben der Mission 

sowie mit Beratungs-, Verbindungs- bzw. Beobachtungsoffizieren zu 

beteiligen. 

Schließlich beraten wir – ebenfalls in abschließender Lesung – das Mandat 

für die Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte 

an der NATO-geführten Maritimen Sicherheitsoperation SEA 

GUARDIAN im Mittelmeer. Die Bundesregierung bittet den Deutschen 

Bundestag um die Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutscher 

Streitkräfte an der NATO-geführten Maritimen Sicherheitsoperation SEA 

GUARDIAN im Mittelmeer bis 31. März 2025. Das Mittelmeer bleibt eines 

der am stärksten befahrenen Seegebiete der Welt. Etwa ein Drittel aller über 

See verschifften Güter und ein Viertel aller Öltransporte weltweit werden 

durch das Mittelmeer geleitet. Gleichzeitig wird die Sicherheit des 

Mittelmeeres sowohl von den anhaltenden Krisen in Nord- und Westafrika 

als auch von der regionalen Instabilität im Nahen Osten negativ beeinflusst. 

Sea Guardian leistet einen aktiven und wichtigen Beitrag zur Sicherung der 

Südflanke der NATO, an dem sich Deutschland weiterhin beteiligen sollte. 

Die personelle Mandatsobergrenze der einzusetzenden Soldatinnen und 

Soldaten bleibt bei 550. Der Auftrag, einen Beitrag zur 

Seeraumüberwachung, zum Lagebildaustausch, zum maritimen Kampf 

gegen den Terrorismus und zur Beschränkung des Waffenschmuggels zu 

leisten, bleibt unverändert. 
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III. Wichtige Termine und Ausblick 

1. Inland: 
- 18. – 20. März: Programmkonferenz „Demokratie leben!“ des größten 

Präventionsprogramms des Bundes mit BM Paus (über 1000 
Teilnehmer). 

- 19. März: BK Scholz spricht zum 50-jährigen Jubiläum des Seeheimer 
Kreises, 

- 19. März: BK Scholz spricht auf der Konferenz der Friedrich-August-
von-Hayek-Stiftung, 

- 19. März: BK Scholz eröffnet die Konferenz „Europe 2024“ in Berlin 
(mit BM Habeck, BM Lemke, BM Özdemir), 

- 20. März: BK Scholz eröffnet die Leipziger Buchmesse und spricht 
mit dem niederländischen Ministerpräsidenten Rutte (Gastland), 

- 20./21. März: Integrationsministerkonferenz, 
- 23. März: Earth Hour-Aktion des WWF (für eine Stunde wird die 

Beleuchtung öffentlicher Gebäude ausgeschaltet). 

2. Außen/EU: 
- 19. März: Rat für allgemeine Angelegenheiten (Vorbereitung 

Europäischer Rat, Europäisches Semester, Zukunft der EU), 
- 19. März: BK Scholz spricht mit EST-Ministerpräsidentin Kaja Kallas, 
- 19. März: Ramstein-Treffen der Ukraine-Kontaktgruppe, 
- 20. März: EU-KOM: Aktionsplan Fach- und Arbeitskräftemangel, 

Biotechnologie, 
- 20. März: Dreigliedriger Sozialgipfel (Präsidenten der EU-Organe 

und Vertreter der Sozialpartner), 
- 21./22. März: Europäischer Rat (Ukraine, Stärkung der 

Verteidigungsindustrie, Lage im Nahen Osten, Erweiterung, interne 
Reformen, 30 Jahre EWR, Austausch mit VN-Generalsekretär 
Guterres), 

- 22. März: Euro-Gipfel (Wirtschaftslage, Kapitalmarktunion), 
- 23. März: Präsidentenwahl in der Slowakei, 
- 24. März: Präsidentschaftswahlen im Senegal, 
- 24./25. März: Informeller Fischereiministerrat. 

 


